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Im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfes müs-
sen wir aber auch über die Höhe des Arbeitsentgeltes der 
beschäftigten Menschen mit Behinderung in Werkstätten 
sprechen. 2017 betrug das durchschnittliche monatliche 
Arbeitsentgelt knapp 214  Euro. Über die Jahre wurde 
ich schon sehr oft von Menschen mit Behinderung ange-
sprochen, die in Werkstätten arbeiten und dieses Entgelt 
als ungerecht ansehen. Ich finde, Werkstattbeschäftigte 
haben einen ordentlichen Lohn für ihre Arbeit verdient. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe Verständnis dafür, dass sich die Werkstät-
ten Sorgen machen, wie sie die durch das Gesetz leicht 
steigenden Arbeitsentgelte in Summe finanzieren sollen. 
Wir sollten uns aber genauso darüber Gedanken machen, 
dass die derzeitige Entlohnungspraxis in den Werkstätten 
nicht akzeptabel ist und reformiert werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke fordert: Die Beschäftigten müssen fair ent-
lohnt werden. Dafür braucht es ein anderes Entgeltsys-
tem. 

(Beifall bei der LINKEN)

Darüber muss gesprochen werden, gemeinsam mit den 
Werkstätten, den Werkstatträten und den Beschäftigten. 
Dass Union und SPD das nun auch möchten, ist posi-
tiv. Die Werkstattbeschäftigten mussten aber viel zu 
lange darauf warten. Und es ist zu befürchten, dass das 
bestehende System vom Grundprinzip her nur bestätigt 
werden soll. Das ist aber definitiv zu wenig, wie auch 
insgesamt beim Thema „Inklusion am Arbeitsmarkt“ von 
dieser Bundesregierung bisher wenig gekommen ist.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Frau Kollegin.  – Nächste Rednerin ist 

die Kollegin Corinna Rüffer, Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wen stellen wir uns eigentlich vor, wenn wir 
den typischen Arbeiter, Arbeitnehmer vor Augen haben? 
Den Facharbeiter? Oder haben wir auch Menschen mit 
Behinderung vor Augen, die in Sondereinrichtungen, in 
Werkstätten für behinderte Menschen arbeiten? Ich glau-
be, eher nicht, aber das soll der Fokus dieser Diskussion 
sein. Ich finde, da gehört er hin.

Ich bin seit Jahren ganz viel unterwegs, besuche 
Werkstätten für behinderte Menschen und rede mit den 
Beschäftigten. In fast allen Gesprächen, bei fast allen 
Veranstaltungen, die ich mache, kommen drei Themen 
auf den Tisch. Die Leute merken verschiedene Dinge an. 
Das geht durch die Republik hindurch. 

Sie sagen zum Ersten: Wir haben den Eindruck, dass 
unsere Arbeit nicht gewürdigt wird. Das hat viel mit dem 

Lohn zu tun, den sie bekommen. Es ist gerade gesagt 
worden: 214  Euro durchschnittlich für eine Vollzeit-
beschäftigung. Wir reden also von Leuten, die 35 oder 
40 Stunden in der Woche arbeiten und am Ende des Mo-
nats mit 214 Euro nach Hause gehen. Da kann doch nie-
mand sagen, dass das ein gerechter Lohn wäre. Das ist 
eine Unverschämtheit.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Das zweite Thema ist die Stigmatisierung. Es gibt 
viele Leute, die in Werkstätten arbeiten. Sie sagen: Wir 
gehen nicht in die Stadt, wir gehen nicht in unser Dorf 
und sagen: Wir arbeiten in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen. Sie sagen: Wir schämen uns dafür, dass wir in 
solchen Einrichtungen arbeiten. Das ist ein Zustand, an 
dem wir dringend etwas verändern müssen, damit sich 
Leute für ihre Lebenssituation nicht schämen müssen. 
Das kann so nicht weitergehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das dritte Thema – daran müssen wir arbeiten  – ist 
die Frage: Wo ist hier eigentlich der Ausgang? Die Leute 
sind reingekommen in die Werkstätten, sie haben häufig 
Biografien, die durch verschiedene Phasen der Sonder-
welten hindurchführen: durch Sonderschulen, heute För-
derschulen genannt, in die Werkstätten hinein, daneben 
das Leben in Heimen. Die fragen sich: Wie kommen wir 
hier wieder raus? Darüber müssen wir auch einmal reden. 

Das zeigt, wie umfangreich das Thema ist, über das 
wir reden. Das zeigt, dass viele Menschen in diesem 
Land weit davon entfernt sind, tatsächlich gesellschaft-
lich teilhaben zu können. Das ist das große Thema, über 
das wir heute reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Jetzt hat die Regierung im Gesetzentwurf den Vor-
schlag unterbreitet, dass die Leute großherzige 37 Euro 
pro Monat mehr bekommen sollen. Das allein ist schon 
bitterwenig in Anbetracht der Situation, die ich gerade 
geschildert habe. Aber nun sollen diese 37  Euro auch 
noch über fünf Jahre gestaffelt werden. Da sagen wir: Da 
gehen wir auf keinen Fall mit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das würde bedeuten, dass am Ende dieser vielen Jahre 
die Leute überhaupt nicht spüren würden, dass sie ein 
paar Euro mehr in der Tasche haben. Da können wir nicht 
mitgehen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

gerade vor dem Hintergrund, sehr geehrte Zuhörerinnen 
und Zuhörer, dass 2015 der UN-Fachausschuss in Genf – 
er überprüft, was wir in der Bundesrepublik Deutschland 
in Bezug auf Menschen mit Behinderung machen – fest-
gestellt hat, dass diese Situation, die ich gerade vorge-
tragen habe, untragbar ist, dass wir daran etwas verän-
dern müssen, dass wir dafür sorgen müssen, dass der 
Arbeitsmarkt, den wir haben, inklusiv wird und dass sol-
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che Sondereinrichtungen und Werkstätten für behinderte 
Menschen in dieser Form nicht weiter bestehen können. 
Keine Angst, das heißt nicht, dass wir morgen das Licht 
ausmachen. Das heißt aber, dass wir diese Einrichtungen 
transformieren müssen, damit dieser unwürdige Zustand 
beendet wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die Kernaufgabe, die wir haben. 

Herr Oellers, Sie haben gerade gesagt, die Aufgabe 
dieser Werkstätten sei es, Leute in den ersten Arbeits-
markt zu vermitteln. Das gelingt bei unter 1 Prozent aller 
Fälle. Das heißt, die Aufgabe ist nicht erfüllt. Alle diese 
Themen müssen auf den Prüfstand, nicht nur das Entgelt. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Es ist unbegreiflich für mich, dass man vier Jahre da-

für braucht und all die anderen Themen unberührt blei-
ben. Deswegen ist das wieder einmal ein Abend, an dem 
ich sagen muss: Für die inklusive Gesellschaft tut diese 
Regierung nichts. Das tut mir leid.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Das ist voll-
kommener Quatsch!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Als nächster Redner hat das Wort der Kollege Uwe 

Schummer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Uwe Schummer (CDU/CSU): 
Verehrtes Präsidium! Meine Damen! Meine Herren! 

Es geht auf der einen Seite um die Verbesserung der 
Berufsbildungsbeihilfe. Wir wollen, dass die berufliche 
Bildung mit der akademischen Bildung gleichgestellt ist, 
in der Wertschätzung als auch in der finanziellen Abbil-
dung. Deshalb ist es gut und sinnvoll, dass die Berufsbil-
dungsbeihilfe immer mit den Verbesserungen des BAföG 
Schritt hält. 

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Wir werden die Verbesserung so weit organisieren, 
dass je nach regionalem Unterschied und nach den 
Kostenstrukturen eines Auszubildenden zukünftig bis 
716  Euro in der Berufsausbildungsbeihilfe finanziert 
werden, wenn der Auszubildende außerhalb des Eltern-
hauses eine Ausbildung aufnimmt und wenn Unterstüt-
zungsbedarf vorhanden ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann 
[SPD])

Wir haben ein Kindergeld bis zu 205 Euro, und wir ha-
ben natürlich auch ein Paket zur Mindestausbildungsver-
gütung, das wir miteinander diskutieren. Das wird hier 

vorgelegt, das werden wir miteinander abstimmen, dann 
wird es hier im Deutschen Bundestag entschieden wer-
den.

Das zweite Thema sind die 310 000 Beschäftigen in 
den betreuten Werkstätten. Wir haben in Nordrhein-West-
falen viele Werkstätten, in denen schwerst-mehrfachbe-
hinderte Menschen untergebracht sind. Das ist wichtig, 
weil für uns Arbeit eine wichtige persönlichkeitsstabi-
lisierende Funktion, auch eine therapeutische Funktion 
hat. Deshalb sollen sie nicht irgendwo beschäftigt wer-
den, sondern in Werkstätten, wo sie in den Arbeitspro-
zess integriert sind. Nach dem Grundsatz der Behinder-
tenverbände „Nichts für uns ohne uns“ 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Über uns!)

– das gilt auch für Sport und Ehrenamt – haben wir über 
dieses Modell mit den Werkstatträten gesprochen. Durch 
das Bundesteilhabegesetz haben die Werkstatträte auch 
Mitbestimmungsrechte, die eingeräumt wurden, die sie 
auch nutzen, für Entgelt und für Arbeitszeit. Die Werk-
statträte, die Selbstvertreter, haben uns gesagt: Wenn 
diese schnelle Erhöhung kommt, dann bedeutet das für 
die Werkstätten von jetzt bis zum 1. August dieses Jah-
res eine Mehrbelastung von 110 Millionen Euro. – Das 
werden sie aus ihren Erlösen nicht schultern können, 
weil Zweck der Werkstätten nicht Gewinnmaximierung 
ist, sondern Zweck ist, die Menschen, die dort tätig sind, 
zu fördern; sie sind ja nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt 
arbeitsfähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wichtig war auch, dass wir mit dem Bundesteilhabe-
gesetz nicht nur die Mitbestimmungsrechte der Werk-
statträte zur Selbstvertretung gestärkt haben, sondern 
dass wir auch Optionen geschaffen haben, dass wir in 
diesem Jahr ein Budget für Arbeit haben, dass ein Min-
destlohn – tariflich oder wie auch immer – gezahlt wer-
den muss, dass letztendlich durch die Zuschüsse zum 
Einkommen nicht nur einfach das Einkommen selbst 
bis 75 Prozent bezuschusst wird, sondern auch die in der 
Werkstatt erbrachte Leistung aus der Werkstatt heraus in 
mittelständische Betriebe und größere Betriebe auf dem 
ersten Arbeitsmarkt transportiert werden soll.

Wir haben ein besonderes Förderprogramm für Inklu-
sionsunternehmen – das sind in Deutschland inzwischen 
8 000 –, die durch das Zusammenwirken von behinderten 
und nichtbehinderten Menschen anderen Unternehmen 
zeigen, wie man einen vernünftigen inklusiven Arbeits-
markt entwickeln kann. Unser politischer Wille ist es, die 
Zeit zu nutzen, um in den nächsten drei, vier Jahren nach 
dem Grundsatz „Nichts für uns ohne uns“

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Über uns!)

ein neues Entgeltsystem nicht nur mit Transparenz, son-
dern auch wie aus einer Hand gestaltet zu schaffen. Hier 
bitte ich dich, Corinna Rüffer, um deine Mitarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Ernst Dieter Rossmann [SPD])

Corinna Rüffer


